
- Freitag, 29. Jänner 2021 Hintergrund &Meinung 3

„Wir sind bereit, eine stark europaorientierte Regierung zu

unterstützen, die die Sprachminderheiten und die Autonomien

schützt. Italien braucht in dieser Zeit keine Regierungskrise.“

Die Präsidentin der Autonomie-Gruppe im Senat und SVP-Senatorin Julia Unterberger

Artikel 5 desGrundgesetzes
Artikel 5 des deutschen Grundgesetzes enthält zahlreiche Grund-
rechte, welche die freie Kommunikation schützen. Art. 5 Absatz
1 GG garantiert die Meinungsfreiheit. Dieses Grundrecht schützt
die Freiheit, Meinungen frei zu äußern und zu verbreiten. ©
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„Dolomiten“: „Jahr der Schie-
ne“ – das klingt nach einer PR-
Maßnahme?
Gabriel N. Toggenburg: Ist es
auch. 8Millionen Euro werden
zur Verfügung gestellt, um die
Vorteile des Schienenverkehrs
zu kommunizieren.

„D“: Ist Kommunikation nicht
zu wenig?
Toggenburg: Die Maßnahme
sieht u. a. auch vor, in einer
Studie zu untersuchen, ob ein
europäisches Gütesiegel ein-
geführt werden sollte – fürWa-
ren, die auf der Schiene beför-
dert wurden. Das soll Unter-
nehmen anregen, Beförderung
auf die Schiene zu verlagern.

„D“: Studien und Etiketten
werden da wohl nicht ausrei-
chen – oder?
Toggenburg: Die eigentliche
europarechtliche Regulierung
findet ja auch ganz woanders

statt: bei der Harmonisierung
der Wettbewerbsbedingungen
und der technischen Bahnvor-
schriften. Die Regelung der
Bahnsysteme war sehr lange
ein Hort nationaler Präferen-
zen, und deshalb hatten wir es
mit einem Flickenteppich zu
tun. Wir Südtiroler kennen das
von jener langen halben Stun-
de, die wir stets im stehenden
Zug am Brenner saßen.

„D“: Bleibt es beim Flicken-
teppich?
Toggenburg: Seit Herbst 2020
ist das „Vierte Eisenbahnpa-
ket“ der EU umgesetzt. Zentra-
le Aspekte der Interoperabili-
tät, der Sicherheit und der Ge-
nehmigungsverfahren wurden
angeglichen.

„D“: Was haben wir davon?
Toggenburg: Die EU-Kommis-
sion erwartet sich mehr Effizi-
enz und einen nutzerfreund-
licheren und kostengünstige-
ren Bahnverkehr. Auf den
kommerziellen Strecken soll-
ten die Fahrpreise sinken. ©

* Honorarprofessor für EU-
Recht und Menschenrechts-
schutz an der Universität Graz

KommtNachhaltigkeit nunzumZug?
JAHR DER SCHIENE: 2021 ist demAusbau des Schienenverkehrs gewidmet – der Umwelt zuliebe

In der EU verläuft ein Schienen-
netz in der Länge von 200.000

Kilometern. Nach Deutschland,
Frankreich und Polen steht Itali-
enmit über 15.000 Kilometern an
vierter Stelle. Dieses Netz soll ei-
ne neue Bedeutung bekommen:
Die Europäische Union hat 2021
zum Europäischen Jahr der
Schiene erklärt. Damit will man
die Öffentlichkeit aufrütteln und
einen Umstieg von der Straße auf
die Schiene bewirken.

Somit kommt ein recht altes
Verkehrsmittel zu neuer Glorie.
Es war bereits 1860, dass die für
Österreich so wichtige Bahnstre-
cke Wien–Linz–Salzburg dem
Verkehr übergeben wurde. Diese
Verkehrsschlagader wurde vom
damaligen k. u. k. Handelsminis-
ter Georg Otto Toggenburg ge-
plant und verwirklicht und ging
als „Kaiserin Elisabeth Bahn“ in
die Verkehrsgeschichte ein.

160 Jahre danach steht Öster-
reich allerdings immer noch bes-
tens da in Sachen Zug-Perfor-
mance. Denn was die Anzahl der
pro Person und Jahr gefahrenen
Binnenkilometer angeht, ist Ös-

terreich Schienenkaiser und führt
die EU-Zugstatistik der 25 Staaten
an (Malta und Zypern haben kein
Schienennetz).

War die Bahn vor 160 Jahren
ein zentrales Mittel, die Industri-
alisierung voranzutreiben, so soll
sie nun deren negative Effekte
ausbügeln. Die Treibhausgase
stammen in nicht unerheblichem
Ausmaß aus demVerkehr. Und es
sind die Verbrennungsmotoren
des Privat- und Lastverkehrs, die
unser Klima erwärmen.

Von den Treibhausgasen, die
aus demVerkehr kommen, gehen
nämlich 72 Prozent auf den Stra-
ßenverkehr zurück, während der
Schienenverkehr für weniger als
0,5 Prozent verantwortlich ist.

Es ist folglich klar,mit welchem
Transportmittel unser Umweltdi-
lemma gelöst werden kann. Den-
noch bleibt der Anteil des Schie-
nenverkehrs am Gesamtver-
kehrsvolumen seit Jahren kon-
stant und ist erst letzthin leicht
angestiegen: Kaum 8 Prozent der

Passagiere benützen den Zug,
während über 80 Prozent das Au-
to nehmen.

Die Zahlen sind ähnlich im
Frachtverkehr – 76 Prozent des
Frachtverkehrs bewegt sich auf
der Straße und nur 18 Prozent auf
der Schiene. Europa muss und
will umdenken.

In ihrer jüngsten Strategie „für
nachhaltige und intelligente Mo-
bilität“ steckt die EU-Kommissi-
on ambitionierte Ziele. Die ver-
kehrsbedingten Emissionen sol-
len bis 2050 um 90 Prozent redu-
ziert werden. Bis 2030 sollen auf
Europas Straßen 30 Millionen
emissionsfreie Fahrzeuge unter-
wegs sein, und der Hochge-
schwindigkeitsbahnverkehr soll
sich verdoppelt haben.

All dies erfordert massive An-
strengungen. Die Kommission er-
klärt die Politik der kleinen
Schritte für gescheitert. In ihrem
„Green Deal“ fordert sie, dass ein
wesentlicher Teil der 75 Prozent
EU-Inlandsfracht, die derzeit auf
der Straße befördert wird, auf
Schiene und Binnenwasserstra-
ßen verlagert werden. ©
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Querdenker – vonwegen...

Bis vor kurzem bezeichnete
das Wort „Querdenker“ ei-

nen kritischen, selbstständig
denkenden Menschen mit ei-
nem guten Schuss Misstrauen
– eigentlich durchaus eine An-
erkennung. Doch, so neu das
Wort auch ist – kaum15, 20 Jah-
re alt –, hat es jetzt schon eine
Änderung seiner Bedeutung er-
fahren. Das liegt an einer Grup-
pe, die sich Querdenker nennt
und ihr Misstrauen gegen die
Corona-Politik der Bundesre-
gierung und deren Begründun-
gen richtet. Sichtbar werden
diese Leute anlässlich verschie-
dener Demonstrationen.

Aha, sagt man sich da, ein
klarer Fall: Das trifft Grundge-
setz-Artikel 5, Meinungsfrei-
heit, und Artikel 8, Versamm-
lungsfreiheit. Kein Problem.
Aber so einfach ist die Sache
nicht. Denn dieQuerdenker ge-
raten in zunehmendem Maße
ins Visier der Sicherheitskräfte
undwerdenmehr undmehr im
Zusammenhang mit rechtsex-
tremen Kräften genannt, wenn
sie nicht sogar gleich dazuge-
zählt werden. Da nützt auch die
Berufung aufs Grundgesetz
nichts – denn alles, was als
„rechts“ gilt, und das geht weit
in die bürgerlichen Reihen, hat
jene Rechte längst verspielt, je-
denfalls in der Praxis.

Natürlich wird auch der Vor-
wurf erhoben, die Querdenker
gäben Rechtsextremen Rü-
ckendeckung bei derenGewalt-
taten, machten sich so mit-
schuldig und müssten von den
Sicherheitskräften überwacht
werden. Doch das geschieht
längst, sonst hätte sich folgen-
des Ereignis nicht begeben
können: Da hat das Bundeskri-
minalamt unter der Geheim-
haltungsstufe „VS – nur für den

DEFINITION: Einst Rechte, jetzt auch Linke gemeint
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von
Florian Stumfall

Dienstgebrauch“ (VS heißt Ver-
schlusssache) an das Außen-
amt, den Bundesnachrichten-
dienst, die Landeskriminaläm-
ter, den Bundesnachrichten-
dienst und wenige andere Be-
fugte ein Schreiben
herumgeschickt, dessen Inhalt
manchen verstört habendürfte.
Dort heißt es nämlich, dass die
größte Gefahr im Zusammen-
hang mit Querdenker-De-
monstrationen von der gewalt-
breiten Linken ausgeht. Da
scheint also jemand unter fal-
scher Flagge zu versuchen, den
politischen Gegner in Misskre-
dit zu bringen.

Das wäre an sich keine be-
sondere Sache, wenn nicht die
Politiker dieses Spiel der Antifa
mitspielten – und sei es nur da-
durch, dass man versucht, den
Vorgang zu vertuschen. Das
Bundeskriminalamt bemüht
juristische Mittel, die Verbrei-
tung dieser Nachricht, die eine
Schlagzeile wert wäre, zu unter-
binden. Gebracht hat es bisher
unter den Tageszeitungen al-
lein der kleine „Nordkurier“
aus Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Die Bundesregierung aber
will es anders. Sie hat gerade
ein Programm „Kampf gegen
rechts“ aufgelegt und mit 1,1
Milliarden Euro ausgestattet.
Vielleicht können da die Links-
extremen ihre Spesen aus den
Querdenker-Aktivitäten gel-
tendmachen. ©

„Fließbandarbeit“ in Rom
REGIERUNGSKRISE:Mattarella versucht, die Stimmung für die Bildung einer neuenRegierung auszuloten

ROM (mit) . Wie geht es in
Rom jetzt weiter? Staatspräsi-
dent Präsident Sergio Matta-
rella beendet heute Abend
seine politischen Konsulta-
tionen und muss dann eine
Bilanz der 3-tägigen Ge-
sprächsrunde ziehen. Matta-
rella muss entscheiden, ob
die Bedingungen für die Bil-
dung einer dritten Regierung
um Ministerpräsidenten Giu-
seppe Conte vorhanden sind.

Er könnte auch eine neue Reihe
von Konsultationen ab nächster
Woche ankündigen. Sollte Mat-
tarella keinen Ausweg aus der
Krise finden, könnte er Neu-
wahlen ausrufen, 2 Jahre vor En-
de der Legislaturperiode.Matta-
rella will dies verhindern, da
sich Italien laut dem Präsiden-
ten einen mehrmonatigen
Wahlkampf inmitten der Pande-
mie nicht erlauben könne. Das
Treffen des Staatspräsidenten
mit Italia Viva-Gründer Matteo
Renzi, der mit dem Austritt sei-
ner Partei aus dem Regierungs-
bündnis vor 2 Wochen die Re-
gierungskrise ausgelöst hatte,
brachte keine Klarheit. Renzi
sprach sich vorMattarella gegen
Neuwahlen aus, die seiner An-
sicht nach ein „gravierender
Fehler“ für Italien wären. „Das
Land braucht dringend eine Re-
gierung.Wir bevorzugen ein po-
litisches Kabinett statt einer Ein-
heitsregierung, sind aber auch
einer Einheitsregierung nicht
abgeneigt“, so der Toskaner. Er
forderte eine europaorientierte
Regierung, die sich um die kon-
struktive Nutzung der riesigen
EU-Finanzhilfen bemühe, die
Italien im Rahmen des EU-Wie-
deraufbauprogramms „Next
Generation EU“ erhalten wird.
Eine Versöhnung mit Conte
schloss Renzi nicht aus. Es sei zu
einemTelefongesprächmit dem
Premier gekommen. „Wir sind
weder verantwortungslos noch

unzuverlässig, wie unsere Kriti-
ker behaupten“, versicherte
Renzi. Der Ex-Partner 5 Sterne
solle entscheiden, ob eine neue
Koalition mit Italia Viva wieder
auf die Beine gestellt werden
könne.

Mattarella beendete die Ge-
sprächsrunde gestern mit Kon-

sultationen mit der PD-Delega-
tion. ParteichefNicola Zingaretti
sprach sich klar für eine dritte
Regierung Conte aus. „Das neue
Kabinett muss sich auf eine soli-
de parlamentarische Basis im
Einklang mit der besten euro-
päischen Tradition stützen. Die-
ses Fundament ist notwendig,

um die Herausforderungen der
Pandemie und der Wirtschafts-
krise zu bewältigen. Außerdem
benötigt Italien institutionelle
Reformen für seinen Neustart“,
sagte Zingaretti. © Alle Rechte vorbehalten

SVPbleibtRegierungConte treu
SONDIERUNGEN: Unterberger, Gebhard und Schullian beimStaatspräsidenten

ROM (mit). Bei den politischen
Konsultationen mit Staatspräsi-
dent Sergio Mattarella hat sich
die Delegation der Südtiroler
Volkspartei (SVP) gestern gegen-
über dem Staatsoberhaupt für
eine dritte Regierung unter der
Führung des zurückgetretenen
Premiers Giuseppe Conte aus-
gesprochen. „Wir sind bereit, ei-
ne stark europaorientierte Re-
gierung zu unterstützen, die die
Sprachminderheiten und die

Autonomien schützt. Italien
braucht in dieser Zeit keine Re-
gierungskrise. Das Land benö-
tigt Stabilität mit einer politi-
schen Regierung und nicht mit
einem Expertenkabinett“, sagte
Julia Unterberger, die Präsiden-
tin der Autonomie-Gruppe.

Neuwahlen sieht sie aktuell
als die schlechteste Option, die
niemand ernsthaft in Betracht
zieht. Ein monatelanger Still-
stand und ein Wahlkampf mit-

ten in einer sanitären und wirt-
schaftlichen Krise sei nicht im
Interesse derMenschen, betonte
Unterberger. Der Delegation der
Südtiroler Volkspartei für die po-
litischen Konsultationen mit
Staatspräsident Sergio Mattarel-
la gehörten auch die SVP-Frakti-
onssprecherin in der Kammer
Renate Gebhard sowie der Vor-
sitzende der gemischten Frakti-
on in der Abgeordnetenkammer
Manfred Schullian an. ©

Die Reise beginnt – 2021 ist das Europäische Jahr der Schiene! APA

So sieht das Logo des deutschen
Bundeskriminalamtes aus.

Staatspräsident Sergio Mattarella (links) empfängt die Delegation des PD. APA/afp/FRANCESCO AMMENDOLA
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